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Staat und Koniunktue
Seit der W eltwirtschaftskrise ist die Einstellung des Staates zum Phänomen Kon­
junktur eindeutig fixiert. Die wirtschaftlichen Wechsellagen werden nicht mehr als 
unabwendbares Schicksal angesehen, als notwendiger Reinigungsprozeß, sondern 
als eine A rt „Krankheit", die bekämpft werden muß und erfolgreich bekämpft wer­
den kann. Die staatliche Verpflichtung zur Konjunkturpolitik ist überall unbestritten.

Vollbeschäftigung, Preisstabilität und Zahlungsbilanzausgleich — das Magisdie 
Dreieck — sind die anerkannten Grundziele der Wirtschaftspolitik in der ganzen 
W elt. Mit dem Vollbeschäftigungspostulat wird zugleich das Wirtschaftswachstum 
bejaht. Denn ohne dieses ist die Vollbeschäftigung nicht aufrechtzuerhalten. Eine 
wachsende Bevölkerung ist in den Arbeitsprozeß einzugliedern, und der technische 
Fortschritt setzt dauernd Kräfte frei. Ohne Wirtschaftswachstum müßte das zu fort­
schreitender Arbeitslosigkeit führen.

So müssen an die Konjunkturpolitik größere Anforderungen gestellt werden als 
nur die, die W ogen des wirtschaftlichen Geschehens zu glätten. Die Konjunktur­
politik muß vielmehr dazu beitragen, einen steigenden Trend zu sichern. Wachstum 
und Konjunktur sind in den marktwirtschaftlich organisierten Volkswirtschaften 
untrennbar m iteinander verknüpft. Daher muß die Konjunkturpolitik auch wachs­
tum sorientiert sein.

Das Magische Dreieck bildet — so erfreulich die allgemeine Anerkennung w irt­
schaftspolitischer Ziele grundsätzlich ist — keinen sehr sicheren Anhaltspunkt für 
die Konjunkturpolitik. Seine drei Ziele sind nämlich nicht unbedingt miteinander 
vereinbar, und in manchen Situationen schließen sie einander geradezu aus. Dann 
ist es notwendig, Prioritäten zu bestimmen, also eine der fundamentalsten Auf­
gaben der Politik zu lösen. Allzu oft bleibt die wirtschaftspolitische Initiative bereits 
in  diesem Stadium stecken.

Im speziellen Falle des Magischen Dreiecks ist die Lösung der Prioritätenfrage um 
so problematischer, als die drei Ziele „von N atur aus“ nidit gleichrangig sind. So 
ist der Zahlungsbilanzausgleich kein Ziel an sich, sondern eher ein Mittel, zum 
Beispiel zur Erreidiung der Preisstabilität. In Wirklichkeit spielt das Magische 
Dreieck in seiner strengen Form auch kaum irgendwo eine Rolle als wirtschafts­
politisches Leitbild. Am häufigsten lauten die Ziele vielmehr „W irtsdiaftswachstum 
bei möglichst stabilen Preisen" oder „Preisstabilität, möglichst verbunden mit 
Wirtschaftswachstum".

Immer wieder um stritten ist die Frage, wie weit die konjunkturpolitische V er­
pflichtung des Staates geht. Muß er einem „nachhinkenden" Wirtschaftszweig 
gezielte „Spritzen" geben? Oft würde das auf eine strukturpolitische Kurpfuscherei 
hinauslaufen. Soll er sogar verpflichtet sein, die Existenz einzelner Betriebe zu 
stützen? Grundsätzlich wird das dann bejaht werden müssen, wenn derartige 
Betriebe so groß sind, daß ihr Zusammenbruch gesamtwirtschaftliche Auswirkungen 
hätte. Doch w er soll die M aßstäbe setzen? Die Fälle Borgward, Schlieker und 
Stinnes haben die W irtschaft nicht ins W anken gebracht. W o beginnt die 
„gefährliche" Größe? (Schm.)
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